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In den letzten Monaten gewann die Debatte um eine 
„Vereinfachung“ von nationalen und europäischen 
Regulierungen erheblich an Dynamik. Forderungen 
nach einem umfassenden Bürokratieabbau, einer 
Harmonisierung von Berichtspflichten und der 
Vereinfachung von Regulierungen mehrten sich, mit 
dem Argument, dass ohne diese Maßnahmen die 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der EU und 
ihrer Mitgliedsstaaten gefährdet sei. Die Behauptung 
einer Notwendigkeit dieser Vereinfachungsmaßnah-
men etabliert sich dabei zunehmend als Rechtfer-
tigung politischer Entscheidungsträger*innen, um 
bestehende oder geplante Regulierungen – insbe-
sondere jene zum Schutz von Menschen, Klima und 
Umwelt – in Frage zu stellen. 

Um zu verstehen, auf welche Inhalte viele der Ab-
schwächungen abzielen, hilft ein kurzer Blick zurück 
in das Jahr 2019: die sich beschleunigende Klimakrise 
führte damals dazu, dass die EU mit dem „Europe-
an Green Deal“ ein Maßnahmenpaket mit dem Ziel 
verabschiedete, Europa bis 2050 zum ersten klima-
neutralen Kontinent der Welt zu machen. Effiziente 
Ressourcennutzung, eine Minimierung der Treib-
hausgasemissionen, bei gleichzeitig hohen men-
schenrechtlichen Standards, zählten zu den erklär-
ten Zielen des umfassenden Maßnahmenbündels.1 
Befürworter*innen des Pariser Klimaabkommens von 
2015 sahen den Green Deal als Operationalisierung 
der in Paris verhandelten Ziele, und die Zuversicht 
unter jenen, die Nachhaltigkeit und Menschenrechte 
in den Fokus ihrer Arbeit stellen, war groß. Auch Tei-
le der Wirtschaft sahen im Green Deal einen wichti-
gen Schritt zur Etablierung einheitlicher und starker 
Umwelt- und Sozialstandards. Allerdings gab es auch 
seit Ankündigung vor allem von Seiten der fossilen 
Industrie, deren Geschäftsmodell durch den Green 
Deal in Gefahr war, Widerstand. 

Die sich verschärfenden globalen Krisen sowie die 
Kriege in Europa und im Nahen Osten, ließen von der 
Aufbruchsstimmung des Green Deal nicht viel übrig. 
Die wirtschaftlichen Folgen dieser neuen Realitä-
ten waren erheblich. Teils wurden sie auch gezielt 
ausgenutzt, um Positionen gegen den Green Deal 
zu entwickeln. Hinzu kommen veränderte Mehr-
heitsverhältnisse im EU-Parlament seit den letzten 
Wahlen, die zu einem starken Rechtsruck führten. 

Die politische Antwort auf die sich zuspitzende 
Weltlage, die sich durchsetzte, lag in einer weitest-
gehenden Abkehr von den Zielen des Green Deals. 
An deren Stelle traten neue Leitbilder, die nicht 
länger Nachhaltigkeit, Transparenz und internati-
onales Engagement als zentrale Prinzipien verfol-
gen, sondern Wirtschaftswachstum, die Stärkung 
nationalstaatlicher Interessen und eine umfassende 
Marktliberalisierung. Möglich wurde diese Neuaus-
richtung auch durch die erwähnten neuen politi-
schen Mehrheiten mit Fraktionen, die den Ideen und 
Regulierungsansätzen des Green Deals schon seit 
dessen Ankündigung ablehnend gegenüberstanden. 
Dieser Kurswechsel wurde mit dem Beginn der neuen 
EU-Amtsperiode 2024-2029 weiter institutionell 
verfestigt.

Was nun seit 2024 zunächst mit dem harmlosen und 
positiv konnotierten Schlagwort „Bürokratieabbau“ 
begann, entwickelte sich in den letzten Monaten zu 
einer manifesten, systematischen und beispiellosen 
Verwässerung, Verzögerung sowie Blockierung zen-
traler Nachhaltigkeitsregulierungen; initiiert durch 
Industriekonzerne und deren Verbände, weiterent-
wickelt in intransparenten Verwaltungsvorgängen 
und politisch realisiert durch Mehrheiten mit extrem 
rechten Fraktionen. Die Unverhältnismäßigkeit, 
Schnelligkeit, Methoden und Dimensionen dieses 
Abbaus von Regulatorik sind in der EU beispiellos.

1.	Die „Vereinfachung“ nationaler und europäischer 
	 Regulierungen



Von den „Vereinfachungen“ betroffen sind Gesetze, 
die im Kern dazu dienen, Transparenz sicherzu-
stellen, Klima- und Umweltschutz voranzutreiben, 
politische und wirtschaftliche Macht zu kontrollie-
ren, oder europäische Grundwerte in einer sich neu 
formierenden globalen Weltordnung zu verteidigen. 
Diese Gesetze werden nun entlang wirtschaftlicher 
Interessen neu ausgerichtet, zulasten jener Interes-
sensgruppen, denen Sichtbarkeit sowie wirtschaftli-
che und politische Macht fehlt. 

Kommunikativ wird bewusst mit positiv konnotierten 
Begriffen wie „Bürokratieabbau“, „Vereinfachung“ 
und „Harmonisierung“ gearbeitet. Sie erscheinen  
unbelastet und wecken Assoziationen an Effizienz-
steigerungen (i. S. v. schlankeren Prozessen, schnel-
leren Entscheidungswegen) oder administrativer 
Entlastung (weniger Formulare, keine doppelten Be-
richtspflichten). Sowohl Kritiker*innen als auch Be-
fürworter*innen des European Green Deal sind sich 
einig, dass eine prozessorientierte Vereinfachung, 
Vereinheitlichung und Harmonisierung einzelner 
Gesetze wichtig und richtig sind. Für die Befürwor-
ter*innen ist allerdings eine Voraussetzung zentral: 

Schutzniveaus dürfen nicht aufgeweicht werden. 

Darin liegt der entscheidende Punkt, denn der 
gegenwärtige Rückbau von Regulierungen ist nicht 
prozessorientiert, sondern greift tief in bereits aus-
verhandelte oder sogar in Kraft getretene Inhalte ein. 
Die aktuelle Deregulierung setzt somit nicht bei der 
Verbesserung der Umsetzung oder Ausgestaltung von 
Rechtsvorschriften an, sondern stellt deren grund-
sätzliche Notwendigkeit in Frage. Zudem findet sie 
im Rahmen einer neuen, expliziten und umfassenden 
Marktliberalisierung statt, verbunden mit den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen. Diese Entwick-
lungen erfordern eine differenzierte Betrachtung, die 
im Rahmen dieser Broschüre erfolgen soll. 
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Noch im Dezember 2024 versicherte Valdis Dom-
brovskis, EU-Kommissar für Wirtschaft und Produk
tivität, Umsetzung und Vereinfachung (übersetzt):  
„Ich möchte sehr deutlich sein: Vereinfachung bedeutet  
nicht Deregulierung. Wir werden weder unsere politi-
schen Ziele noch unsere hohen Sozial- und Umwelt-
standards aufgeben.“2 Bereits wenige Wochen später, 
im Februar 2025, schienen die Worte von Dombrovskis 
ihre Gültigkeit verloren zu haben. Mit der Veröffent-
lichung des ersten Omnibus-Pakets wurde deutlich, 
dass es zu einer drastischen Verwässerung zentraler 
Nachhaltigkeitsregulierungen kommen würde. Diese 
Ankündigung war der Startschuss für eine Entwick-
lung, die zuvor noch ausgeschlossen worden war: der 
Beginn einer umfassenden Deregulierungswelle. 

Grundsätzlich versteht man unter dem „Omni-
bus-Verfahren“ in der EU-Gesetzgebung eine Geset-
zesinitiative, die Änderungen in mehreren Bereichen 
oder an verschiedenen bestehenden Regelwerken 
gleichzeitig einführt. In der Vergangenheit wurden 
damit vor allem technische Konsolidierungen an Ge-
setzesvorhaben umgesetzt. Aktuell werden die Om-
nibus-Verfahren allerdings vor allem für inhaltliche 
Anpassungen an Gesetzen genutzt. Eine detaillierte 
Beschreibung des Omnibus-Verfahrens findet sich im 
anschließenden Abschnitt. 

Die aktuelle Deregulierung nahm ihren Anfang 
mit der Aufweichung der EU-Lieferkettenrichtlinie 
(Corporate Sustainability Due Diligence Directive, 
CSDDD) und der damit verbundenen Richtlinie zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sus-
tainability Reporting Directive, CSRD). Im Rahmen 
des Omnibus-I-Pakets schwächte man zentrale Eck-
pfeiler der CSDDD und CSRD, die den internationa-
len Umwelt- und Menschenrechtsschutz verbessern 
sollen, ab. Aufbauend auf Omnibus I wurden in den 
folgenden Monaten neun weitere Omnibus-Pakete 
verabschiedet oder vorgeschlagen, beispielsweise in 
den Bereichen Digitales, Umwelt oder Verteidigung. 
Weitere drei Omnibus-Pakete befinden sich derzeit 
in Diskussion (Stand Juni 2026).3

Der gegenwärtige Rückbau von Regulierungen 
kommt nicht überraschend. Die ersten Pläne für 
einen umfassenden Abbau von Regulierungen ent-
standen bereits im Vorfeld der aktuellen EU-Amtspe-
riode 2024-2029, ausgearbeitet durch einflussreiche 
Industriekonzerne und deren Verbände. Die Vorstel-
lungen zur Abschwächung von EU-Regulierungen 
materialisierten sich erstmals formal in der „Antwerp 
Declaration for a European Industrial Deal“. Das 
zehn Forderungen umfassende Dokument wurde 
im Februar 2024 von 73 Industriekonzernen aus 20 
Sektoren verabschiedet. Darin findet sich die erstma-
lige Erwähnung des Omnibus-Verfahren, auf dessen 
Grundlage die Verwässerung von Schutzstandards 
vorangetrieben wird. Die erste Forderung der Indus-
trieunternehmen lautet (übersetzt): „Wir fordern 
ein Omnibus-Verfahren als ersten Rechtsakt in der 
neuen EU-Amtsperiode zu entwickeln, um Korrektur-
maßnahmen an allen EU-Regulierungen zu ergrei-
fen.“4 Mit veränderten Mehrheiten im EU-Parlament 
und -Rat kam EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen exakt ein Jahr später diesen Forde-
rungen nach, indem sie das Omnibus-I-Paket in die 
Wege leitete. 

Aufbauend auf der Antwerpen-Deklaration folgte 
eine Reihe weiterer Dokumente, die in der aktuellen 
Debatte um Bürokratieabbau und Wettbewerbsfä-
higkeit als Referenzpunkte dienen, um den Rückbau 
von Regulierungen zu rechtfertigen. Dazu zählen 
etwa der „Draghi Report über die Wettbewerbsfä-
higkeit der EU“ oder der „Kompass für Wettbewerbs-
fähigkeit“ der EU. Alle Initiativen, Dokumente und 
Deklarationen eint letztlich eine zentrale Botschaft: 
Die Wettbewerbsfähigkeit der EU lasse sich nur durch 
eine umfassende „Vereinfachung“ bestehender Regu-
lierungen sichern. Dabei werden die Vereinfachungen 
als alternativlos dargestellt, um auf die angespannte 
wirtschaftliche Lage der EU antworten zu können. 
Außen vor bleibt allerdings, wie genau diese Verein-
fachungen ausgestaltet werden, wessen Interessen 
sie vorrangig bedienen, wer von ihnen profitiert und 
wer die Kosten trägt. 
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2.	Von der Vereinfachung zur Deregulierung

https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/competitiveness-compass_de
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/competitiveness-compass_de


Das erwähnte Omnibus-Verfahren ist das zentrale 
Instrument, mit dem der aktuelle Abbau von Schutz-
standards auf den Weg gebracht wird. Der Begriff 
„Omnibus“ bedeutet aus dem Lateinischen übersetzt 
„für alle“. In der EU-Gesetzgebung ist darunter ein 
Verfahren zu verstehen, mit dem mehrere Rechtsvor-
schriften gleichzeitig in einem einzigen Paket gebün-
delt abgeändert werden. Dabei wird bei den Omni-
bus-Verfahren dem üblichen Gesetzgebungsprozess 
der EU gefolgt: Die Kommission schlägt Gesetze vor, 
gefolgt von Beratungen durch das EU-Parlament und 
-Rat. Nachdem eine Einigung aller drei EU-Organe 
erreicht ist, folgt die nationale Umsetzung der Geset-
ze in den Mitgliedstaaten.5

Das Omnibus-Verfahren ist nicht neu. Es fand in der 
Vergangenheit allerdings nur in sehr spezifischen 
Fällen und für rein technische Gesetzeskonsolidie-
rungen in der EU Anwendung, die ohne inhaltliche 
Konsequenzen waren.6 Bei den aktuellen Omnibus- 
Verfahren weicht die Kommission allerdings stark 
von dieser rein technisch orientierten Anwendung 
ab. Daraus resultieren Deregulierungspakete, die 
überwiegend inhaltlich geprägt sind. 

Das Prinzip der „Dringlichkeit“

Ein charakteristisches Merkmal der aktuellen Omni-
bus-Verfahren ist deren Rechtfertigung aufgrund 
einer vermeintlichen „Dringlichkeit“. Das Prinzip der 
Dringlichkeit ermöglicht es der Kommission in 
Ausnahmefällen, die besonders schnelle politische 
Entscheidungen bedürfen (z. B. während Naturkatas-
trophen oder globalen Finanz- und Gesundheitskri-
sen), Gesetzesprozesse zu beschleunigen. Dringliche 
Verfahren sind mit verkürzten Fristen, schnelleren 
Entscheidungen und limitierten Partizipationsmög-
lichkeiten für Interessensgruppen verbunden.

Obwohl diese beschleunigten Prozesse als Aus-
nahmeverfahren zu verstehen sind, finden sie im 
Rahmen der Omnibus-Pakete seit Februar 2025 eine 

regelmäßige Anwendung. Dabei wird die „Sicherung 
der Wettbewerbsfähigkeit“ als Grund genannt, der 
die Anwendung einer Dringlichkeit rechtfertigt. In 
der Begründung zum Omnibus-I-Paket zur Abände-
rung der EU-Lieferkettenrichtlinie konstatierte die 
Kommission: „Die Frage der Wettbewerbsfähigkeit 
ist von entscheidender Dringlichkeit […].“7 Mit dieser 
neuen Auffassung wird die Aufrechterhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit als existenzielle Notwendig-
keit dargestellt, die sofortige und schnelle politische 
Entscheidungen rechtfertigt – auch wenn dies zulas-
ten von Transparenz, Partizipation und evidenzba-
sierten Entscheidungen geht.

Diese neuartige Interpretation einer Dringlichkeit 
ermöglicht es, Grundelemente demokratischer 
Mitbestimmung und Repräsentanz verschiedens-
ter Interessensgruppen prozedural zu umgehen. 
Gleichzeitig gestattet sie die schnelle und einfache 
Abänderung, Aussetzung und den Rückbau von Re-
gulierungen, ohne eine öffentliche Konsultation oder 
eine Folgenabschätzung durchführen zu müssen. Die 
neue, weit gefasste Auslegung einer „Dringlichkeit“ 
– basierend auf der Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit – kombiniert mit der ausgeweiteten Anwendung 
des Omnibus-Verfahrens, mit dem nun auch Inhalte 
abgeändert werden, sind zwei zentrale Elemente, mit 
denen die aktuelle Deregulierungswelle vorangetrie-
ben wird.

Kritik durch die EU-Ombudsstelle

Zivilgesellschaftliche Akteure und eine Vielzahl an 
Unternehmen, die für starke Umwelt- und Sozialstan-
dards streiten, kritisieren seit der Ankündigung des 
Omnibus-I-Pakets das Vorgehen der Kommission. 
Auch EU-eigene Organe stellen Verwaltungsmiss-
stände in Zusammenhang mit den Omnibus-Verfah-
ren fest. Die Europäische Bürger*innenbeauftragte 
– ein EU-Organ zur Untersuchung von Beschwerden 
und Missständen innerhalb der EU-Verwaltungstätig-
keit – stellte in einem Bericht substanzielle Verfeh-
lungen in den Verwaltungsprozessen im Zuge der 
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aktuellen Omnibus-Pakete fest. Sie beanstandet, dass 
die Kommission den Begriff der „Dringlichkeit“ weit 
auslegt und dessen Anwendung gegenüber der 
Öffentlichkeit nicht ausreichend begründet. Zudem 
habe die Kommission keine angemessenen Verfahren 
durchgeführt, die eine transparente, faktengestützte 
und inklusive Bearbeitung dringender Legislativvor-
schläge gewährleisten würde. Die EU-Ombudsfrau 
wies auf die Notwendigkeit hin, dass eine agile Admi-
nistration nicht zulasten der selbst durch die EU 
definierten „Better Regulation Guidelines“* gehen 
dürfe, die durch das Omnibus-Verfahren nicht 
eingehalten werden.8 Die Kommission reagierte auf 
den Bericht und versprach die „Dringlichkeit“ besser 
darzulegen und Prozesse zu verbessern, sicherte aber 
keine verbindlichen Anpassungen zu.9

Im finalen Abschlussbericht stellt die EU-Ombuds-
frau fest, dass die Kommission in ihrer Reaktion die 
Beanstandungen nicht ausreichend adressiert und 
aufklärt. Zudem wird die Angemessenheit der „Um-
setzungsdialoge“ und „Realitätschecks“ als Mittel für 
eine ausgewogene Repräsentation von Interessens-
gruppen in Frage gestellt. Die Ombudsfrau erklärt, 

dass veränderte oder neue „politische Prioritäten“ 
nicht als Rechtfertigung ausreichen, um bestehende 
Prozesse zur Entwicklung neuer Gesetze zu umgehen 
und dringliche Verfahren einzuleiten.10 

Vielzahl an Omnibus-Verfahren

Nicht nur die beschleunigten und intransparenten 
Verwaltungsvorgänge im Rahmen der Omnibus-Ver-
fahren sind neu – auch die Dimension der Abschwä-
chungen ist beachtlich. Nachdem im Februar 2025 
das erste Omnibus-Paket angekündigt wurde, folgten 
in den Folgemonaten neun weitere Omnibusse. Drei 
weitere befinden sich in Planung. Abbildung 1 zeigt 
einen Überblick über alle ab Februar 2025 angekün-
digten, abgeschlossenen und derzeit in Verhandlung 
stehenden Omnibus-Verfahren.

* Die „Better Regulation Guidelines“ legen Prinzipien fest, nach denen die Europäische Kommission bei der Ausarbeitung neuer Gesetzes-
vorschläge sowie bei der Verwaltung und Bewertung bestehender Rechtsvorschriften handeln sollte.

Bericht der Europäischen  
Bürger*innenbeauftragten

https://www.ombudsman.europa.eu/de/press-release/de/215989
https://www.ombudsman.europa.eu/de/press-release/de/215989
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Quelle: eigene Darstellung. Stand Juni 2026. Basierend auf Informationen der Europäischen Kommission11

Abbildung 1: Überblick zu den Omnibus-Paketen ab Februar 2025

  abgeschlossen
  in Verhandlung
  angekündigt

Wie aus der Antwerpen-Deklaration ersichtlich wird, 
ist der aktuelle Rückbau von Regulierungen subs-
tanziell von wirtschaftlichen Akteuren initiiert und 
gesteuert. Sie sehen die Notwendigkeit einer Anpas-
sung von (EU-)Regulierungen aus mehreren Gründen. 
Das wohl zentralste Argument liegt in der dadurch 
erhofften Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, die 
durch zu viel Regulatorik gefährdet sei. Es besteht die 
Annahme, existierende und geplante Regulierungen 
– vor allem jene des European Green Deal – würden 
die globale Wettbewerbsposition europäischer und 
deutscher Unternehmen dramatisch verschlechtern 
und wirtschaftliches Wachstum verhindern.12 

Ein weiterer Kritikpunkt liegt in der Ausgestaltung 
von Berichts- und Offenlegungspflichten, die mit  
den Gesetzen verbunden sind.13 Die EU weist im 
globalen Vergleich hohe Anforderungen hinsichtlich 
Transparenz, Sozial- und Umweltstandards auf, die 
durch eine Vielzahl an Regulierungen umgesetzt 
werden. Diese hohe Anzahl an Gesetzen wird als 
Überregulierung wahrgenommen, die die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit und die EU als Wirtschafts-
standort gefährde. Nur durch eine konsequente 
Bereinigung von Rechtsvorschriften könne man diese 
Überregulierung wieder eindämmen. Zudem erließen 
Mitgliedstaaten teils strengere Gesetze als durch die 
EU vorgegeben, was verhindert werden solle.14

4.	Ungleiche Sichtbarkeit von Interessen 

Omnibus IV
Klein-/Mittel-

unternehmen und 
Digitalisierung

Omnibus V
Verteidigung

Omnibus VI
Chemikalien

Omnibus VII
Digitales

Omnibus I
Nachhaltigkeit

Omnibus II
EU-Investitionen

Omnibus III
Gemeinsame 
Agrarpolitik

Omnibus VIII
Umwelt

Omnibus IX
Automobilindustrie

Omnibus X
Sicherheit von Lebens- 

und Futtermitteln

Omnibus XI
Energie-Produkt-

Regulierung

Omnibus XII
Steuern

Omnibus XIII
Bürger*innen 
(„Citizens“)
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Abbildung 2: Verteilung der vertretenen Interessensgruppen bei den „Umsetzungsdialogen“

Diese Kritikpunkte bzw. Interessen werden von In-
dustrieunternehmen und deren Verbänden in Gesetz-
gebungsprozessen – beispielsweise im Rahmen der 
Omnibus-Verfahren – systematisch vorgebracht. Um 
die aktuelle Deregulierungspolitik zu verstehen, ist 
es wichtig zu erörtern, wie viel Macht und Sichtbar-
keit jenen Akteuren zukommt, die diese Standpunkte 
vertreten. 
 

Machtungleichgewicht in den 
„Umsetzungsdialogen“

Um die in der Antwerpen-Deklaration durch die 
Industrie geforderte Abschwächung aller EU-Regu-
lierungen voranzutreiben, wurden für die aktuelle 
EU-Amtsperiode 2024-2029 neue Formate etabliert, 
in denen erörtert werden soll, an welchen Stellen das 
größte Potenzial für einen Abbau von Regulierungen 
vorhanden ist. Laut den „Mission Letters“, die durch 
die Kommissionspräsidentin als Arbeitsauftrag zur 
neuen Amtsperiode an alle EU-Kommissar*innen 
gesendet wurden, muss jede*r Kommissar*in mindes-
tens zwei sogenannte „Umsetzungsdialoge“ („Imple-
mentation Dialogues“) pro Jahr durchführen.15 Diese 

Dialoge sind wichtig, denn in ihnen wird gemeinsam 
mit verschiedenen Interessensgruppen erörtert, in 
welchen Bereichen das größte Potenzial für einen 
Abbau von Regulierungen liegt, und an welchen re-
gulatorischen Stellschrauben angesetzt werden soll. 

Grundsätzlich eröffnen die Dialoge die Möglich-
keit, mit verschiedensten Interessensgruppen ins 
Gespräch zu kommen, um eine ausgewogene und 
inklusivere Rechtssetzung sicherzustellen. Die Zu-
sammensetzung der in den aktuellen Umsetzungsdi-
alogen vertretenen Interessensgruppen weist aller-
dings ein starkes Ungleichgewicht auf. Abbildung 
2 zeigt basierend auf einer Analyse von Corporate 
Europe Observatory, dass in den bislang 34 abgehal-
tenen Umsetzungsdialogen mit dem Fokusthema 
„Vereinfachung“ 64,5 % der vertretenen Interes-
sensgruppen aus Großunternehmen oder Unterneh-
mensverbänden stammen (nimmt man Klein- und 
Mittelunternehmen dazu, sind es sogar 71 %). Der 
Anteil von Vertreter*innen aus Zivilgesellschaft, Ge-
werkschaften oder der Wissenschaft liegt hingegen 
zusammen unter 15 %. Das Resultat sind Dialogfor-
mate, die grundlegend von großen Wirtschaftsakteu-
ren und ihren Interessen dominiert sind. 

25,
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2

8,7

2

1,12,12,6
3,2

4,0

6,6
39,3

Großunternehmen

Wirtschaftsverbände
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Offizielle akademische Einrichtungen

Private Thinktanks

Quelle: Corporate Europe Observatory16 
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Lobbydruck der fossilen Industrie

Nicht nur der Lobbydruck aus der Wirtschaft inner-
halb der EU ist enorm, auch Interventionen von 
Großunternehmen der fossilen Industrie außerhalb 
der EU zeigen sich im Rahmen der aktuellen Deregu-
lierungswelle vermehrt. Eine Analyse von Reclaim 
Finance zeigt beispielsweise, wie die Inhalte des 
Omnibus-I-Pakets in großen Teilen auf den Forde-
rungen von deutschen, italienischen und französi-
schen Wirtschaftsverbänden basieren. Enthüllungen 
von SOMO, einem niederländischen Forschungsinsti-
tut, belegen die substanzielle und erfolgreiche 
Einflussnahme großer Fossilkonzerne auf die Ver-
handlungen zum Omnibus-I-Paket, mit dem u. a. die 
Europäische Lieferkettenrichtlinie angepasst wurde. 
Im Rahmen eines sogenannten „Competitiveness 
Roundtable”, koordiniert von der US-Lobbyorganisa-
tion Teneo, fanden über mehrere Monate hinweg 
strategische Treffen mit den Unternehmen statt, mit 
dem Ziel, Einfluss auf die Verhandlungen zur EU-Lie-
ferkettenrichtlinie zu nehmen. Sie lobbyierten für die 
Verwässerung zentraler Elemente der Regulierung, 
etwa um die zivilrechtliche Unternehmenshaftung 
bei Menschenrechtsverletzungen zu streichen oder 
die Klimatransitionspläne abzuschaffen. Letztere 
sahen vor, dass Unternehmen Rechenschaft darüber 
ablegen, wie ihre Unternehmensaktivitäten im 
Einklang mit dem 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaab-
kommens stehen. Um die angestrebten Veränderun-
gen zu erreichen, schlugen die Konzerne/Teneo eine 
Spaltung der demokratischen Parteien und eine 
Zusammenarbeit mit extrem rechten Fraktionen vor 
– und genau das passierte. Im Dezember 2025 
stimmte die Europäische Volkspartei (EVP) gemein-
sam mit extrem rechten Fraktionen, um die EU-Lie-
ferkettenrichtlinie zu verwässern.  
 

Politische Entscheidungsträger*innen aus 
Deutschland treiben Deregulierung voran

Eine Vielzahl politischer Entscheidungsträger*innen 
aus Deutschland treibt die Deregulierungspolitik auf 
nationaler und europäischer Ebene voran. Bundes-

kanzler Friedrich Merz forderte beispielsweise die 
Abschaffung der Europäischen Lieferkettenricht-
linie, noch bevor sie zur Anwendung kam.17 Auch 
das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
soll nach den Plänen der Bundesregierung deutlich 
abgeschwächt werden, etwa durch eingeschränkte 
Sanktionsmöglichkeiten und die Abschaffung von 
Berichtspflichten.18 Beim Industriegipfel 2026 in 
Antwerpen machte Bundeskanzler Merz seine Prio-
ritäten unmissverständlich klar: „Wir müssen jeden 
Sektor deregulieren.“19

Auch Manfred Weber, Fraktionsvorsitzender der 
stimmenstärksten Europäischen Volkspartei (EVP) 
im EU-Parlament und stellvertretender Vorsitzender 
der CSU, nimmt eine zentrale Rolle im Beschleunigen 
des Abbaus von EU-Regulatorik ein. Im Dezember 
2025 paktierte er bei der Abstimmung zu Omnibus-I 
wissen- und willentlich mit extrem rechten Fraktio-
nen, um eine Schwächung von Nachhaltigkeitsregu-
lierungen in der EU durchzusetzen.20

Mittlerweile distanzieren sich einige Vertreter*innen 
der EU und der Mitgliedstaaten von der aktuellen De-
regulierungspolitik. Sie betonen die Wichtigkeit von 
hohen Sozial- und Umweltstandards als integralen 
Bestandteil der EU und kritisieren die Rückwärtsge-
wandtheit der aktuellen Deregulierungspolitik.21

Analyse von Reclaim Finance

Enthüllungen von SOMO

https://reclaimfinance.org/site/wp-content/uploads/2025/03/Analysis-of-Omnibus-final-proposal_Content-and-link-to-lobbying.pdf?ref=surplusmagazin.de
https://www.somo.nl/the-secretive-cabal-of-us-polluters-that-is-rewriting-the-eus-human-rights-and-climate-law/
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Analyse von Reclaim Finance

Enthüllungen von SOMO

Ziel der politischen Arbeit des Fairen Handels ist es, 
die Grundsätze des Fairen Handels zum Standard in 
der globalen Wirtschaft zu etablieren. Regulatorische 
Maßnahmen, die faire Bedingungen für alle Unter-
nehmen schaffen, und für einen wirksamen, starken 
Schutz von Menschenrechten, Umwelt und Klima 
sorgen, werden vom Fairen Handel schon seit seiner 
Entstehung gefordert. Das deutsche und europäische 
Lieferkettengesetz oder die EU-Richtlinie zur Verhin-
derung unlauterer Handelspraktiken (Unfair Tra-
ding Practices-Richtlinie) zählen zu den wichtigen 
Beispielen von Regulierungen, die wesentlich dazu 
beitragen, dieses Ziel zu erreichen.

Aus diesem Grund hat die aktuelle Deregulierungs-
politik auf verschiedensten Ebenen Auswirkungen 
auf den Fairen Handel. Das betrifft einerseits ge-
samtgesellschaftliche, systemische Konsequenzen 
(Makro-Ebene). Andererseits entstehen Effekte 
auf den Fairen Handel als Bewegung und Branche 
(Meso-Ebene). Zuletzt betrifft der Abbau von Schutz-
standards auch sehr unmittelbar und konkret die Ak-
teure des Fairen Handels (Mikro-Ebene). Abbildung 
3 zeigt eine Auswahl an Konsequenzen, die durch die 
Deregulierungspolitik auf diesen drei Ebenen entste-
hen.

5.	Auswirkungen der Deregulierungspolitik auf den 
	 Fairen Handel

Abbildung 3: Konsequenzen der Deregulierung auf Mikro-, Meso- und Makroebene

Quelle: eigene Darstellung.

Makro-Ebene

gesamtgesellschaftlich 
und systemisch

•	 Extrem rechte Fraktionen gewinnen bei Gesetzgebungsprozessen an Mitbestimmung
•	 Normalisierung beschleunigter und intransparenter Verfahren durch die Omnibus-Pakete
•	 Reduzierte Partizipationsmöglichkeiten von Interessensgruppen und von Rechtsverletzungen  
	 betroffenen Personen 
•	 Priorisierung von partikularen Konzern- vor gesamtgesellschaftlichen Interessen

Meso-Ebene

Fairer Handel als 
Bewegung und Branche

•	 Politische Ziele des Fairen Handels (Menschenrechts- und Klimaschutz, Transparenz, faire  
	 Wirtschaftsbeziehungen) treten in den Hintergrund
•	 Machtverschiebung zugunsten von Konzerninteressen und zulasten von zivilgesellschaftlichem  
	 Engagement und gemeinwohlorientiertem Wirtschaften
•	 Rückkehr zum Prinzip der Freiwilligkeit

Mikro-Ebene
Kleinproduzent*innen

Fair-Handels-
Unternehmen

•	 Reduzierte Sichtbarkeit, Mitsprache und Repräsentanz von Kleinproduzent*innen in  
	 Gesetzgebungsverfahren
•	 Potenzielle Verschlechterung von Lebens- und Arbeitsbedingungen
•	 Verzögerung von Umwelt- und Klimaschutz im Globalen Süden

•	 Wertverlust von Investitionen in Nachhaltigkeit („Sunk Costs“)
•	 Rechtsunsicherheit durch verzögerte oder verwässerte Regulierungen
•	 Wettbewerbsnachteile durch verantwortungsvolles Handeln
•	 Verzögerung eines regulativen Level-Playing-Fields für Nachhaltigkeit

Fair-Handels-
Unternehmen

Konsequenzen des Abbaus von nationalen und europäischen Schutzstandards

https://reclaimfinance.org/site/wp-content/uploads/2025/03/Analysis-of-Omnibus-final-proposal_Content-and-link-to-lobbying.pdf?ref=surplusmagazin.de
https://www.somo.nl/the-secretive-cabal-of-us-polluters-that-is-rewriting-the-eus-human-rights-and-climate-law/
https://wfto.com/our-fair-trade-system/our-10-principles-of-fair-trade/


Auf der Makro-Ebene wirft die aktuelle Deregulie-
rungspolitik die Frage auf, nach welchen Interessen 
gehandelt wird und wie ausgewogenen deren Be-
rücksichtigung in Gesetzgebungsverfahren ist. In 
den vorigen Abschnitten wurde dargestellt, unter 
welchen fraglichen Bedingungen und Verfahren die 
Omnibus-Pakete beschlossen werden. Zudem sei auf 
die sich bei Abstimmungen im EU-Parlament häu-
fenden Mehrheiten mit extrem rechten Fraktionen 
hingewiesen, mit denen 
die Verwässerungen von 
Regulierungen verab-
schiedet werden. Das 
normalisiert und legiti-
miert die Politik rechter 
und extrem rechter 
Fraktionen.

Auch auf der Meso-Ebe-
ne ergeben sich direk-
te Auswirkungen der 
Deregulierung auf den 
Fairen Handel. Im ak-
tuellen Diskurs finden 
die Ziele und Prioritä-
ten des Fairen Handels 
wenig Aufmerksam-
keit. Regulierungen, 
die mit diesen Zielen 
im Einklang stehen, 
werden abgeschwächt oder ausgesetzt. Es findet eine 
Machtverschiebung hin zu Konzerninteressen statt, 
wodurch vor allem die zahlreichen zivilgesellschaft-
lichen Initiativen und Bewegungen im Fairen Handel 
an Sichtbarkeit verlieren. Zudem wird die struktu-
relle Benachteiligung von gemeinwohlorientierten 
Unternehmen am Markt fortgeführt. Wer in Men-
schenrechte und Umwelt investiert, hat weiterhin 
einen komparativen ökonomischen Kostennachteil.

Die Auswirkungen auf der Mikro-Ebene sind bei-
spielhaft an den Gruppen der Kleinproduzent*innen 
und Fair-Handels-Unternehmen dargestellt. Für 
erstere bedeutet die Deregulierungspolitik in erster 
Linie einen verringerten Schutz bei Menschen-
rechtsverstößen und eine potenzielle Verschlech-

terung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen. Ein 
praktisches Beispiel dafür ist die durch das Omni-
bus-I-Paket abgeschwächte zivilrechtliche Haftung 
der Europäischen Lieferkettenrichtlinie. Sie hätte 
den Rechtszugang für von Menschenrechtsverlet-
zungen betroffenen Personen verbessert. Die Partizi-
pationsmöglichkeiten von Vertreter*innen aus dem 
Globalen Süden sind aufgrund der beschleunigten 
Gesetzgebungsverfahren und der ungleich verteilten 

Sichtbarkeit der Inter-
essen in Konsultations-
verfahren noch weiter 
eingeschränkt, als sie es 
ohnehin schon sind. 

Fair-Handels-Unter-
nehmen und -Organi-
sationen betrifft der 
Rückbau von Schutz-
standards ebenso. 
Durch die Verzögerun-
gen und Anpassungen 
entsteht hohe Rechts-
unsicherheit, die die 
Umsetzung von Regu-
lierungen erschwert. 
Fair-Handels-Unter-
nehmen setzen von 
sich aus bereits hohe 
Standards im Men-

schenrechts- und Klimaschutz um. Die Verwässerung 
und Verzögerung von Nachhaltigkeitsregulierungen, 
beispielsweise der Europäischen Lieferkettenricht-
linie oder der Verordnung für entwaldungsfreie 
Lieferketten, verhindern allerdings, dass gleiche Be-
dingungen (ein „Level-Playing-Field“) für alle Markt-
teilnehmende geschaffen werden. Es lässt sich eine 
Rückkehr zum Prinzip der Freiwilligkeit beobachten, 
das sich in der Vergangenheit als nicht ausreichend 
bewiesen hat, um globalen Menschenrechtsschutz in 
Wertschöpfungsketten sicherzustellen. Das deutsche 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz wurde beispiels-
weise eingeführt, da freiwillige Selbstverpflichtungen 
von Unternehmen nicht ausreichten, um die im Na-
tionalen Aktionsplan für Menschenrechte festgelegten 
Ziele zu erreichen.22
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In der aktuellen Debatte werden Regulierungen als 
bürokratische Bürde und wirtschaftliche Belastung 
dargestellt, die sich negativ auf die Wettbewerbsfä-
higkeit Europas auswirken. Bei dieser Betrachtung 
bleibt außen vor, welche positiven Wirkungen diese 
Gesetze ermöglichen. Das sei beispielhaft am deut-
schen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) 
erklärt, das eben-
falls abgeschwächt 
werden soll.

Mit dem LkSG wur-
den neue Mecha-
nismen zum Schutz 
von Menschen-
rechten in globalen 
Wertschöpfungs-
ketten eingeführt, 
um sicherzustellen, 
dass Unterneh-
men ihren Sorg-
faltspflichten im 
internationalen 
Geschäft nachkom-
men. Das LkSG for-
dert beispielsweise 
die Einführung 
von unternehmenseigenen Beschwerdeverfahren, 
die es von Menschenrechtsverletzungen betroffenen 
Personen ermöglichen, Beschwerde einzulegen. Im 
Rahmen dieser Beschwerdemöglichkeiten kam es 
nun erstmals zu Entschädigungszahlungen an Pro-
duzent*innen auf Bananenplantagen in Costa Rica. 
Misereor reichte gemeinsam mit Betroffenen von 
Menschenrechtsverletzungen in Peru eine weitere 
Beschwerde ein, basierend auf dem LkSG. Auch den 
Agrarhandelsriesen ADM und Cargill wird die Verlet-
zung von Menschen- und Landnutzungsrechten in 
ihren Lieferketten vorgeworfen, wie in einer weiteren 
Beschwerde von Betroffenen in Zusammenarbeit mit 
der CIR bei dem für das LkSG zuständigen Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle angezeigt 
wurde. 

Weitere praktische Erfolgsbeispiele, an denen sich 
die Wichtigkeit von Regulierungen zum internatio-
nalen Umwelt- und Menschenrechtsschutz zeigen, 
finden sich in einer Studie des European Court for 
Constitutional and Human Rights sowie in einer ge-
meinsamen Veröffentlichung von Germanwatch und 
Misereor. Dort wird anhand von Fallbeispielen er-

klärt, wie das LkSG 
konkret Betroffene 
unterstützt.

Trotz des aktuellen 
Abbaus nationaler 
und europäischer 
Regulierungen, 
dessen Trag-
weite sich erst 
in den nächsten 
Jahren vollum-
fänglich darstel-
len wird, bleibt 
die langfristige 
Entwicklung hin 
zu verbindlichen 
menschen- und 
umweltrechtlichen 
Sorgfaltspflich-

ten deutlich. Zahlreiche Staaten, darunter Brasilien, 
Kolumbien, Indonesien, Japan, Südkorea und die 
Schweiz, arbeiten an neuen Gesetzen oder Leitlinien 
zu unternehmerischen Sorgfaltspflichten. Das deut-
sche Lieferkettengesetz ist in Kraft und wirkt, wie die 
genannten Beispiele zeigen. Eine deutliche Mehrheit 
der EU-Bürger*innen hält es für wichtig, dass die EU 
ihre eigenen Nachhaltigkeitsgesetze aufrechterhält 
und große Unternehmen für Verletzungen von Um-
welt- und Sozialstandards zur Verantwortung gezo-
gen werden sollen. 

Zu bedenken ist zudem, dass sich viele Unternehmen 
– unter anderem jene des Fairen Handels – bereits 
auf den Weg gemacht haben, um ihren unternehme-
rischen Sorgfaltspflichten proaktiv nachzukommen. 
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6.	Positive Wirkungen starker Schutzstandards

https://www.oxfam.de/blog/aldi-bananen-lieferkettengesetz-wirkt-plantagen-costa-rica
https://www.oxfam.de/blog/aldi-bananen-lieferkettengesetz-wirkt-plantagen-costa-rica
https://www.misereor.de/presse/pressemitteilungen/menschenrechtsbeschwerden-gegen-hamburger-metall-konzern-aurubis
https://www.misereor.de/presse/pressemitteilungen/menschenrechtsbeschwerden-gegen-hamburger-metall-konzern-aurubis
https://www.ci-romero.de/lieferkettengesetz-wirkt-beschwerde-gegen-agrarriesen-eingereicht/
https://www.ecchr.eu/publikation/zwei-jahre-lieferkettengesetz-ein-erfahrungsbericht/
https://www.ecchr.eu/publikation/zwei-jahre-lieferkettengesetz-ein-erfahrungsbericht/
https://www.germanwatch.org/en/93384
https://www.germanwatch.org/en/93384
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=c5fd606f47&e=c8b5328dea
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=39e4ed6215&e=c8b5328dea
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=c7d6e53160&e=c8b5328dea
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=90aa1bfc61&e=c8b5328dea
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=66918539c4&e=c8b5328dea
https://business-humanrights.us3.list-manage.com/track/click?u=bdd1a6a40fffad39c8719632f&id=fa7ca7ae3d&e=c8b5328dea
https://www.amnesty.de/pressemitteilung/eu-umfrage-klimaschutz-menschenrechte-lieferketten
https://www.amnesty.de/pressemitteilung/eu-umfrage-klimaschutz-menschenrechte-lieferketten
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Sie sehen klare Vorteile in nachhaltigen Geschäfts-
modellen. Eine Umfrage des JARO-Instituts unter 
1.350 Unternehmensentscheider*innen zeigt, dass 
69 % der Unternehmen die Einhaltung von Men-
schenrechten und Umweltstandards als wichtig oder 
sehr wichtig erachten. Zudem sehen 44 % einen 
expliziten Wettbewerbsvorteil in der Europäischen 
Lieferkettenrichtlinie, um sich beispielsweise gegen 
die USA oder China durchzusetzen. Sie bestätigen die 
Schwierigkeiten, die mit der hohen Rechtsunsicher-
heit durch sich ständig verändernde Regulierungen 
verbunden sind.23

Viele Unternehmen nehmen ihre Sorgfaltspflichten 
ernster, implementieren Beschwerdemechanismen, 
Risikoanalysen oder Vorbeugemaßnahmen. Das 
sind positive, motivierende Entwicklungen, die eine 
langfristige Bewegung hin zu mehr Umwelt- und 
Menschenrechtsschutz verdeutlichen. Gemessen 

an diesem globalen Momentum zeigt sich die Rück-
wärtsgewandtheit der aktuellen Deregulierungspo-
litik in Deutschland und der EU. Hohe Umwelt- und 
Sozialstandards sind längst kein europäisches 
Alleinstellungsmerkmal mehr. Mit dem breit ange-
legten Rückbau und der Verwässerung von Regu-
lierungen werden paradoxerweise jene Prinzipien 
untergraben, nach denen die EU und Deutschland 
handeln möchten: starker Klima- und Menschen-
rechtsschutz, Pluralität, Transparenz, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit. Zudem steht der Rückbau 
im Widerspruch zu den praktischen Maßnahmen zur 
Erfüllung von Sorgfaltspflichten, die etliche Unter-
nehmen bereits umsetzen und die sie als Grundlage 
für wirtschaftlichen Erfolg und eine Stärkung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit sehen. Mit der Verwässerung 
von Nachhaltigkeitsregulierungen rückt ein regulati-
ves Level-Playing-Field für Nachhaltigkeit wieder in 
weite Ferne. 

Die bisherigen Ausführungen verdeutlichen den 
notwendigen Handlungsbedarf, um wichtige Schutz-
standards vor weiteren Verwässerungen zu sichern. 
Im Folgenden werden politische Forderungen sowie 
Handlungsmöglichkeiten für Akteur*innen des Fai-
ren Handels aufgezeigt. 
 

Forderungen an politische 
Entscheidungsträger*innen

Für die Fair-Handels-Bewegung ist eines klar: Die an 
Konzerninteressen ausgerichtete Deregulierungs-
politik zulasten des Klima- und Menschenrechts-
schutzes muss beendet werden. Eine angemessene 
Harmonisierung, Verschlankung und die Behebung 
von doppelten Berichtspflichten ist begrüßenswert, 
wenn dabei die von den Regulierungen eingeführten 
Schutzstandards vollumfänglich erhalten bleiben. 
Das ist aktuell nicht der Fall. Verantwortungslosig-

keit darf nicht zu einem Wettbewerbsvorteil werden!

→	 Wir fordern die deutsche Bundesregierung 
auf, sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass es 
bei den geplanten Omnibus-Verfahren zu kei-
nem Abbau von Schutzstandards kommt. 

→	 Eine Zusammenarbeit mit rechten Parteigrup-
pen im EU-Parlament darf es nicht geben. 

→	 Auch auf nationaler Ebene und abseits der 
Omnibus-Verfahren darf es zu keiner weiteren 
Abschwächung bestehender Schutzstandards 
kommen, wie sie etwa für das deutsche Liefer
kettensorgfaltspflichtengesetz angedacht ist. 

7.	 Was ist jetzt zu tun? 
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Die Vielschichtigkeit und die weitreichenden Dimensionen des aktuellen Rückbaus von Schutzstandards ver-
deutlichen die Notwendigkeit einer starken und lauten Stimme, die sich für wirksame Regulierungen zum 
globalen Schutz von Mensch und Natur ausspricht. Der Faire Handel ist als Bewegung breit aufgestellt, mit 
zahlreichen Unterstützer*innen in verschiedensten Bereichen. Wir möchten einige Empfehlungen geben, wie 
Fair-Handels-Akteure jetzt aktiv werden können:

Welche Handlungsmöglichkeiten gibt es für Akteur*innen des Fairen Handels?

¥  Problematisieren und Aufklären 

Wie in Abschnitt 5 erwähnt, sind die Konsequenzen der Deregulierung im Fairen Handel vielschichtig und 
reichen vom Globalen Süden bis in den Globalen Norden. Trotz der bereits umfassend beschlossenen Abschwä-
chungen an Regulierungen besteht die Gefahr eines weiteren systematischen Rückbaus von Schutzstandards. 
Das muss in erster Linie problematisiert und in weiterer Folge darüber aufgeklärt werden:

       •	 Sensibilisierung von politischen Entscheidungsträger*innen und der Öffentlichkeit für die Konse-
quenzen der Deregulierungspolitik durch Multiplikator*innen im Fairen Handel.

       •	 Aufbereitung von Positivbeispielen aus dem Fairen Handel, die die Bedeutung von Schutzstandards 
zeigen und ein Leitbild dafür geben, wie faire Handelsbeziehungen und Lieferketten zukunftsfähig 
gestaltet werden können.

¥  Vernetzen und Austauschen 

Der Faire Handel ist getragen von engagierten Unterstützer*innen aus der Zivilgesellschaft, Fair-Handels-Orga-
nisationen und -Unternehmen. Dieses Netzwerk kann jetzt genutzt werden, um breitenwirksam den aktuellen 
Abbau von Schutzstandards zu thematisieren und sich zu vernetzen. Ganz konkret heißt das: 

       •	 Gemeinsame Veranstaltungen zu diesem Thema organisieren und die Vernetzung in Weltläden, 
Fair-Trade-Towns, -Schulen, stärken. Dazu lohnt sich die Kontaktaufnahme mit den Referent*innen 
des Forum Fairer Handel und befreundeter Organisationen, die Informationen zur aktuellen Dere-
gulierungspolitik bereitstellen können.

       •	 Vernetzung mit Vertreter*innen aus dem Globalen Süden, um deren Sichtweise zu Nachhaltigkeits-
regulierungen sichtbarer zu machen.

¥  Politische Stimme(n) nutzen 

Der Faire Handel steht seit seinen Anfängen für starken Menschenrechtsschutz und globale Gerechtigkeit. Er 
fordert politische Veränderungen für eine sozial-ökologische und faire Zukunft. Diese politische Stimme wird 
angesichts der aktuellen Entwicklungen mehr denn je gebraucht. Praktisch bedeutet das: 

       •	 Anfragen an Bundestagsabgeordnete und Regionalpolitiker*innen zu deren Standpunkten zur  
Deregulierungspolitik stellen und mit ihnen ins Gespräch kommen. Die Initiative Lieferkettenge-
setz bietet zum Beispiel E-Mail-Vorlagen, Argumentationshilfen und Fallbeispiele für die Kontakt-
aufnahme mit politischen Entscheidungsträger*innen zum deutschen Lieferkettengesetz. 

       •	 Eingaben bei öffentlichen Konsultationen zu Omnibus-Verfahren machen.
       •	 Unterzeichnung von Petitionen, beispielsweise jener zum drohenden Rückbau von Umweltschutz-

regulierungen. 
       •	 Den Newsletter des Forum Fairer Handel abonnieren und informiert bleiben über weitere Informa-

tionen, Petitionen und Aktionen in der Zukunft. 

https://www.forum-fairer-handel.de/wir/unsere-referentinnen
https://www.forum-fairer-handel.de/wir/unsere-referentinnen
https://lieferkettengesetz.de/mailingaktion/
https://www.nabu.de/natur-und-landschaft/naturschutz/europa/haendeweg.html?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=260623+P-Mailing+WVO
https://www.nabu.de/natur-und-landschaft/naturschutz/europa/haendeweg.html?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=260623+P-Mailing+WVO
https://www.forum-fairer-handel.de/newsletter
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Forum Fairer Handel E.V.

Das Forum Fairer Handel e.V. (FFH) ist der Verband des Fairen Handels in 
Deutschland. Sein Ziel ist es, das Profil des Fairen Handels zu schärfen,  
gemeinsame Forderungen gegenüber Politik, Wirtschaft und Handel durch- 
zusetzen und eine stärkere Ausweitung des Fairen Handels zu erreichen.  
Diese Arbeit ist am Leitbild der sozial-ökologischen Transformation  
sowie der Vision eines gerechten Welthandels und eines zukunftsfähigen  
Wirtschaftssystems mit den Prinzipien des Fairen Handels als Standard 
ausgerichtet. Das FFH erhebt jährlich umfangreiche Daten zu Umsätzen 
und Absatzmengen des Fairen Handels, aus denen sich aktuelle Trends und 
Entwicklungen des Fairen Handels in Deutschland ablesen lassen. Einmal 
im Jahr veranstaltet das Forum Fairer Handel die Faire Woche – die größte 
Aktionswoche des Fairen Handels in Deutschland.  

Vollmitglieder des Forum Fairer Handel sind Organisationen, die aus-
schließlich im Fairen Handel arbeiten, und Akteure, die die Förderung des 
Fairen Handels als einen der Schwerpunkte ihrer Arbeit ansehen: 

Assoziierte Mitglieder bereichern die Arbeit des Forum Fairer Handel mit 
ihrer Fachkompetenz in Bezug auf Fairen Handel und weitere Themen, an 
denen wir im Sinne der sozial-ökologischen Transformation arbeiten.

www.Forum-Fairer-Handel.de

DACHVERBAND

https://www.forum-fairer-handel.de/wir/ueber-uns
https://www.forum-fairer-handel.de/wir/unsere-mitglieder


Forum Fairer Handel e.V.
Am Sudhaus 2
12053 Berlin

info@forum-fairer-handel.de 
www.forum-fairer-handel.de


